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KOMMISSION 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 
1911/91 über die Anwendung der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts auf die Kanarischen 

Inseln hinsichtlich der. Anwendung der gemeinsamen Agrarpolitik 

(91/C 330/07) 

KOM(91) 510 endg. 

(Von der Kommission vorgelegt am 11. Dezember 1991) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 
43, 

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und 
Portugals, insbesondere auf Artikel 25 Absatz 4 Unter­
absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1911/91 vom 26. Juni 
1991 (l) hat der Rat die Eingliederung der Kanarischen 
Inseln in das Zollgebiet der Gemeinschaft und ihre voll­
ständige Einbeziehung in die gemeinsamen Politiken im 
Laufe einer angemessenen Übergangszeit und unbescha­
det besonderer Maßnahmen beschlossen, die den spezifi­
schen Sachzwängen infolge der Abgelegenheit und der 
Insellage sowie der traditionellen wirtschaftlichen und 
steuerlichen Stellung der Kanaren Rechnung tragen. 

Gemäß den Artikeln 2 und 10 der vorgenannten Verord­
nung hängt die Anwendung der gemeinsamen Agrarpoli­
tik vom Inkrafttreten einer besonderen Versorgungsrege­
lung ab. Diese Politik muß ferner mit spezifischen Maß­
nahmen für die landwirtschaftliche Erzeugung der Kana­
rischen Inseln einhergehen. 

Mit dem Beschluß des Rates vom 26. Juni 1991 über ein 
Programm zur Lösung der spezifisch auf die Abgelegen­
heit und Insellage der Kanarischen Inseln zurückzufüh­

renden Probleme (Poseican) (2) sind die Leitlinien für die 
Maßnahmen festgelegt worden, die zur Berücksichtigung 
der besonderen Probleme und Nachteile der Kanaren 
durchzuführen sind. 

Die Vorbereitung und Ausarbeitung der Instrumente für 
diese Politik erfordern eine gründlichere Kenntnis der 
Bedürfnisse des kanarischen Marktes unter Berücksichti­
gung der örtlichen Erzeugung und der traditionellen 
Handelsströme sowie die Festlegung der Maßnahmen, 
die zur Stützung und Verbesserung der Agrarerzeugung 
der Kanaren, vor allem zur Förderung der Erzeugung 
tropischer Früchte, am besten geeignet sind. 

Die Planung und Erarbeitung der Maßnahmen müssen 
im Rahmen der partnerschaftlichen Zusammenarbeit 
zwischen der Kommission und den nationalen und regio­
nalen Behörden erfolgen, damit gewährleistet ist, daß die 
hier vorgesehenen sowie die nationalen und regionalen 
Maßnahmen einander ergänzen. 

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Besonderhei­
ten und Nachteile sowie der Einhaltung der mit der 
Partnerschaft verbundenen Sachzwänge können die 
Maßnahmen, die die Einführung der gemeinsamen 
Agrarpolitik begleiten müssen, nicht am 1. Januar 1992 
angewendet werden. Diese Anwendung ist daher bis spä­
testens zum 1. Juli 1992 zurückzustellen. 

Es ist daran zu erinnern, daß die Bestimmungen der Bei­
trittsakte über die Anwendung der gemeinsamen Agrar­
politik auf den Kanarischen Inseln mit Ausnahme derje­
nigen über den Zugang der aus den Kanarischen Inseln 
stammenden Erzeugnisse zu den übrigen Teilen der Ge­
meinschaft bis zum Inkrafttreten der Versorgungsrege­
lung gelten — 

(') ABl. Nr. L 171 vom 29. 6. 1991, S. 1. (*) ABl. Nr. L 171 vom 29. 6. 1991, S. 5. 



Nr. C 330/26 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 19. 12.91 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: Artikel 2 

Artikel 1 Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

In Artikel 10 Absatz 2 zweiter Satz der Verordnung 
(EWG) Nr. 1911/91 des Rates wird das Datum „1. Ja- Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
nuar 1992" durch das Datum „1. Juli 1992" ersetzt. und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


